
werden die Anschuldigungen nicht bekannt gegeben, 
und er darf vor der Kommission nicht das Wort er­
greifen. Die Verhandlungen vor diesen Kommissionen 
werden durch Presse, Radio und Fernsehsendungen 
verbreitet. Der Unschuldigste verliert dort seinen 
guten Ruf und riskiert, aus seiner Arbeit entlassen zu 
werden; seine Kinder werden von ihren Schulgefähr­
ten verspottet.

Immer weiter gehende Verschärfungen dieser Ver­
folgungen sind in Vorbereitung. So unterbreitet jetzt 
der Justizminister der Regierung Eisenhower eine 
Gesetzesvorlage, die folgendes vorsieht: Kommunisten 
ist es verboten, sich auf den Zusatzartikel 5 der ame­
rikanischen Verfassung zu berufen, nach welchem 
niemand gezwungen werden kann, in einer Strafsache 
gegen sich selbst auszusagen. Nach der Gesetzesvor­
lage soll es künftig gestattet sein, in Gerichts- und 
Untersuchungsverfahren solche Informationen als Be­
weis zu benutzen, die durch heimlich angebrachte 
Abhörapparate erlangt wurden. Ferner ist vorgesehen, 
daß für eine gegen den Staat gerichtete Tätigkeit die 
Staatsbürgerschaft aberkannt werden kann.

Nach dieser eingehenden Schilderung der Auswir­
kung und der Methoden des McCarthyismus in den 
USA erbrachte die Diskussion den Beweis dafür, wie 
diese Methoden bereits in andere Länder importiert 
wurden, in erster Linie nach Westdeutschland. Hierzu 
machte Minister Dr. B e n j a m i n  folgende Aus­
führungen4):

„Das organisatorische Zentrum des westdeutschen 
McCarthyismus ist das Bundesamt für Verfassungs­
schutz, das im Jahre 1950 errichtet wurde und dem 
die Ämter für Verfassungsschutz in den einzelnen 
Ländern entsprechen. Als Aufgabe dieses Amts 
wird die Sammlung und Auswertung von Aus­
künften, Nachrichten und sonstigen Unterlagen 
über Bestrebungen, die eine ,Aufhebung, Ände­
rung oder Störung der verfassungsmäßigen Ord­
nung im Bund1 zum Ziel haben, bezeichnet. Worin 
diese Aufgaben wirklich bestehen, hat der Leiter 
des Bundesamts in einem Interview vom 20. Mai 
dieses Jahres selbst erklärt, in dem er als die 
hauptsächlichsten Gegenspieler des Amts die 
,zahllosen kommunistischen Untergrundorgani­
sationen1 bezeichnet, ,die nach einem straffen 
Generalplan in der Bundesrepublik am Werke 
seien.1 Der Volksgerichtshof Hitlers hatte einst 
30 Arbeiterorganisationen, darunter auch die SPD 
und die Gewerkschaften, als marxistisch und hoch­
verräterisch bezeichnet. Die Adenauer-Regierung 
hat schon heute mehr als 200 Organisationen als 
,kommunistisch1 gekennzeichnet, darunter die FDJ, 
den DFD, den .Bund der Deutschen1, die .Deutsche 
Sammlung1 und viele andere Organisationen, die 
den antinationalen Kurs der Adenauer-Regierung 
bekämpfen und nichts weiter als die Einigkeit 
ihres Vaterlandes wollen....

Es wird immer mehr offenbar, wie alle Lebens­
verhältnisse des Bürgers in der Bonner Bundes­
republik der Gesinnungsschnüffelei ausgesetzt sind. 
Das gilt nicht nur für Strafverfahren. Ob jemand 
einen Paß bekommt, ob er eine ihm gesetzlich zu­
stehende Unterstützung erhält, ob er an seiner 
Arbeitsstelle bleibt, ob er weiter studieren kann, 
das hängt davon ab, ob ihn die V-Leute — die Ver­
trauensleute des Bundesamtes für Verfassungs­
schutz — auch nicht als .Kommunisten1 be­
zeichnen . . . .

Obgleich das sogenannte Treuepflichtgesetz für 
Beamte, das schon seit längerem dem Bundestag 
vorliegt, noch nicht angenommen wurde, handelt 
man danach und entfernt jeden aus dem Staats­
dienst, der Mitglied in einer Organisation ist, die 
den politischen Kurs der Adenauer-Regierung be­
kämpft ____

Man muß aber noch eine besondere Methode 
hervorheben, die darin besteht, daß durch kurz­
fristige Verhaftungen, Einleitung von Ermittlungs­
verfahren, ständige polizeiliche Überwachung, 
Vorladungen zur Polizei, die die Menschen vom 
Arbeitsplatz wegholen, Zehntausende von Men­
schen und ihre Familien ständig in Unruhe und 
Furcht gehalten werden. Im Lande Niedersachsen,

4) Der unverkürzte Wortlaut des Diskusionsbeitrages 1st im 
Mitteilungsblatt der VDJD 1954 Heft 3 S. 17 veröffentlicht.

das eine Einwohnerzahl von 6,8 Millionen Men­
schen hat, schweben zur Zeit 18 000 Ermittlungs­
verfahren wegen angeblich staatsgefährdender 
Tätigkeit. Allein in diesem Lande wurden seit dem 
Jahre 1951 bis jetzt 4—5 000 Patrioten inhaftiert. 
Auf diese Weise glaubt man, eine Atmosphäre der 
Verwirrung und Unsicherheit zu schaffen, die die 
Patrioten von ihrem berechtigten Kampf abhalten 
könnte....

An der Kennzeichnung der Rolle des McCarthy­
ismus als eines Mittels des Gesinnungsterrors und 
damit der Auflösung der Gesetzlichkeit wird auch 
nicht das geringste dadurch geändert, wenn man 
versucht, den McCarthyismus selbst zur Grund­
lage von Gesetzen zu machen. Die Strafgesetz­
gebung in Westdeutschland, insbesondere die 
Rolle, die die Schaffung neuer Tatbestände politi­
scher Verbrechen in dem sog. Blitzgesetz spielt,
ist allgemein bekannt.................

Diese Versuche, durch Gesetzgebung, .rechts­
schöpferische1 Rechtsprechung und Scheinwissen- 

- schaft den McCarthyismus zu legalisieren, bedeu­
ten nicht, daß durch solche Rechtsakte nun etwa 
die Gesetzlichkeit gefestigt wird. Im Gegenteil, 
eine solche Einbeziehung des McCarthyismus in 
die Gesetzgebung löst die Gesetzlichkeit vollständig 
auf. Mit einer solchen Gesetzgebung hört die 
Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz auf und 
wird die Auflösung der Gesetzlichkeit vollendet.“

Aber auch in Japan und Frankreich, ja, in Holland 
und Dänemark zeigen sich solche Erscheinungen der 
Verrohung des Staats- und Rechtslebens, der syste­
matischen Nichtachtung geltender Verfassungsbestim­
mungen, die dem Schutz der Persönlichkeit zu dienen 
bestimmt sind. Das ungarische Ratsmitglied Dr. Imre 
S z a b o fand daher die ungeteilte Zustimmung des 
Rates, als er nach einer mit vielen Tatsachen belegten 
eindringlichen Analyse des McCarthyismus die For­
derung an alle demokratischen Juristen erhob, ihren 
Kampf gegen den McCarthyismus als ein gesetzwidri­
ges System und für die Verteidigung seiner Opfer weit 
stärker und aktiver als bisher zu gestalten.

*
Der Rat der Internationalen Vereinigung Demokra­

tischer Juristen wählte Leipzig als Tagungsort, weil 
er gerade der Lösung der deutschen Frage für die 
Sicherheit des Friedens in Europa und der Welt eine 
große Bedeutung beimißt, wie auch die deutschen 
Probleme auf der Ratstagung eingehend diskutiert 
wurden. Der Rat erachtete es u. a. für erforderlich, die 
Regierungen der westalliierten Mächte auf die Machen­
schaften der Polizei und Justiz in der Bundesrepublik 
hinzuweisen, die mit faschistischen und McCarthy- 
istischen Methoden den Kampf gegen die Remilitari­
sierung zu unterdrücken trachten und damit in ekla­
tantem Widerspruch zu den Grundsätzen des Potsdamer 
Abkommens stehen, die die Entmilitarisierung zur 
Verpflichtung einer jeden deutschen Regierung machen.

Die Grundfrage unserer nationalen Existenz: Zer­
schlagung der verhängnisvollen Verträge von Bonn 
und Paris und Durchsetzung der nationalen Selbst­
bestimmung in einem souveränen deutschen National­
staat — diese Frage, auf die kurz nach der Ratstagung 
unsere Werktätigen bei der Volksbefragung eine 
klare Antwort gegeben haben, ist zugleich eine Frage 
von größter internationaler Bedeutung und Auswir­
kung. Die jüngste Ratstagung der internationalen Ver­
einigung Demokratischer Juristen hat dem ganzen 
deutschen Volk deutlich gezeigt, daß es mit dem 
Kampf gegen die Verträge von Bonn und Paris zu­
gleich den Kampf um sein Recht auf nationale Selbst­
bestimmung führt. Es führt damit aber auch den 
Kampf um die Respektierung des Rechts eines jeden 
Volkes, durch seinen souveränen Staat seine Geschicke 
selbst zu bestimmen. Indem wir so den Kampf für die 
Sicherheit unseres eigenen Volkes führen, führen wir 
zugleich den Kampf um die Sicherheit aller Völker 
und den Frieden in der Welt.

Die Internationale Vereinigung Demokratischer Ju­
risten stellt damit keine neuen, ausgeklügelten juri­
stischen Doktrinen auf, sie setzt vielmehr die alte 
Lehre von dem unveräußerlichen Recht eines jeden 
Volkes auf nationale Selbstbestimmung fort und zeigt, 
wie der Kampf um die Durchsetzung dieses Rechts in 
der gegenwärtigen Weltlage zu führen ist.
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